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Lohnbewegung -  Lebenshaltung -  Sozialprodukt
D ie  S te llu n g n a h m e  d e r  ic ir tsch a jisw issen sd ia ß iich en  F orschungsiuM titu te:

Beurteilung der Lohnbewegung 
auf Grund wirtschaftlicher und konjunktureller Diagnose

Von A nfang an  spielte in der ge­
genw ärtigen Lohndiskussion 

die im Rahmen der halbjährlidi tur­
nusm äßig stattfindendenTagung der 
deu tsd ien  wirtschaftswissenschaft­
lichen Forschungsinstitute zur Er­
stellung einer gemeinsamen Dia­
gnose der Wirtschaftslage Anfang 
Ju li d. J. in Essen erarbeitete 
Stellungnahm e zur Lohndiskussion*) 
eine wesentliche Rolle, nicht zu­
letzt, weil sie in erster Linie un­
te r  konjunkturpolitischen Gesichts­
punkten, also unter voller Berück­
sichtigung der gesamtwirtschaft­
lichen Zusammenhänge auf diesem 
G ebiet erfolgt ist. Da sie indes so­
w ohl von der Presse als auch 
von  den interessierten Arbeitneh­
m er- und Arbeitgeberorganisationen 
m eist nur auszugsweise unter 
willkürlichem Herausgreifen ein­
zelner aus dem Zusammenhang ge­
rissener und so vielfach mißver­
ständlicher Sätze zitiert worden 
ist, erscheint es angebracht, an 
d ieser Stelle die w esentlidien Ge­
dankengänge der beteiligten maß­
gebenden Institute noch einmal 
w iederzugeben.

Invesiiiionsbetvegung 
V on der Tatsache ausgehend, daß 

„sidi in W estdeutschland nach dem 
ungewöhnlichen jahreszeitlich be­
dingten  Rückgang im vergangenen 
W in ter wieder eine kräftige Zu­
*) V g l. d ie  unter dem T ite l »Die Lage der 
W eltw irtsch a ft und der w estd eu tsd ien  W irt- 
s d ia f t  um  d ie  Jahresm itte 1954“ A nfang  
J u li d s . J s . erschienene gem einsam e Beur­
te ilu n g  d er  W irtsd ia ftslage durdi fo lgend e  
M itg lie d e r  der A rbeitsgem einsdiaftJ D eut- 
s d ie s  In stitu t für W irtschaftsforscfaung (In­
s titu t  für K onjunkturforsdiung), Berlin} 
H am b u rg isd ies  W elt - W irtsd iafts - A rd iiv , 
H am burg; Ifo-Institut für W irtschaftsfor- 
sd iu n g , M ündien? Institut für landw irtschaft­
l id ie  M arktforschung, B raunschw eig-V ölken- 
rod e; In stitu t für W eltw irtschaft an der 
U n iv ers itä t K iel; R heinisch-W estfälisches  
In stitu t für W irtschaftsforschung, Essen.

nähme der wirtschaftlichen A ktivi­
tä t durchgesetzt h a t“, stellen die 
Institute fest, daß „der Fortschritt 
gegenwärtig vor allem darauf be­
ruht, daß sich seit dem Frühjahr 
vor allem  die Investitionstätigkeit 
wieder sehr belebt hat und daß 
sich bei w eiter steigenden Expor­
ten  nach wie vor hohe Devisen­
überschüsse ergeben." Nach der 
Meinung der Institute „liegen die 
Ursachen der Investitionsbewegung 
an  erster S telle in der beträchtli­
chen Ausweitung der Konsumgüter­
produktion im vergangenen Jahr. 
Dabei wurden in w eiten T eilender 
Konsumgüterindustrien die Kapa­
zitäten offenbar so weit ausgenutzt, 
daß sich die Unternehmungen hier 
und in manchen vorgelegten Indu­
strien veranlaßt sahen, ihre An­
lagen in  stärkerem  Maße zu er­
w eitern und zu rationalisieren. Dar­
über hinaus hat sich die Investiti­
onsneigung sicherlich dadurch v er­
stärkt, daß Preisrückgänge im all­
gemeinen nicht mehr erw artet w er­
den und die Steuerlast, die sich 
schon durch die Kleine Steuerre­
form verringert hat, durch die be­
vorstehende Steuerreform noch ein­
mal etwas ermäßigt zu werden ver­
spricht.“

Günstigere Rentabilitätslage
„Die Tatsache“, stellen die Insti­

tu te w eiter fest, „daß die Expan­
sion gegenwärtig wieder von der 
Investitionstätigkeit getragen wird 
und daß dabei die auf dem W ege 
des öffentlichen Zwangssparens 
finanzierten Investitionen keines­
wegs die ausschlaggebende Rolle 
spielen, deutet darauf hin, daß sich 
die Rentabilitätssituation der Un­
ternehmungen offensichtlich gegen­
über der Zeit vor einem Jahr ge­

bessert hat. Die Besserung der all­
gem einen Ertragslage . . .  hat sich. . .  
ohne Preiserhöhungen, d. h. bei an ­
nähernd stabilen Preisen vollzogen. 
In der Lohndiskussion kann somit 
eine Erhöhung der Lebenshaltungs­
kosten als Argument nicht vorge­
bracht werden, was den Lohnforde­
rungen eine gewisse Grenze se tz t. . .  
Der Beschäftigungszuwachs, der 
sich vornehmlich aus der Belebung 
der Investitionstätigkeit und der 
Steigerung der Ausfuhr ergab, hat 
zu einer Erhöhung des Arbeitsein­
kommens geführt, zu der jedoch 
bis zum Frühjahr Heraufsetzungen 
von Lohn- und Gehaltstarifen nicht 
nennenswert beigetragen haben, so 
daß sich die Einkommenssteigerung 
gegenüber den vorausgegangenen 
Jahren, namentlich gegenüber dem 
Vohrjahr, verlangsam t hat . . .  So 
steht auch die Konsumgüterpro­
duktion w eiter im Zeichen einer 
Belebung, die jedoch gegenwärtig 
in ihrem Tempo hinter der der In­
vestitionsgüterproduktion zurück­
bleibt."

Wachsendes Angebot
verlangt wachsende Nachfrage
„Die weitere Entwicklung“, fahren 

die Institute in ihrer gemeinsamen 
Diagnose fort, „hängt in  hohem 
Grade davon ab, ob das Wechsel­
spiel zwischen Investition und V er­
brauch reibungslos ab läu ft. . .  Bei 
der Bedeutung, die dem hohen Aus­
fuhrüberschuß im Rahmen der ge­
genwärtigen Dynamik zukommt, 
mündet die wirtschaftliche Proble­
matik (vor allem  im Zeichen der 
sich anbahnenden Konvertibilität) 
schließlich in die Frage, inwieweit 
Binnenkonjunktur und Konjunktur 
der anderen Länder übereinstim­
m en.“

„Die Tendenzen der Lohnentwick­
lung“, so wird festgestellt, „sind 
unter , diesem Gesichtswinkel be­
sonders bedeutsam . . . Soweit sich die

A lle  in  d e r  Abteilung „Zeitgespräch“ veröffentlichten Beiträge sind fre ie  Meinungsäußerungen von Per­
sönlichkeiten aus Wirtschaft und Politik und von in- und ausländischen M itarbeitern. Sie enthalten keine 
Stellungnahm e der Redaktion und sind keine offiziösen Äußerungen der herausgebenden Institutionen.
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gegenwärtigen und künftigen Lohnstei­
gerungen in den Grenzen halten, die 
sich aus dem Wachstum der allgemeinen 
Produktivität der Arbeit ergeben, ist 
unter den gegebenen konjunkturellen Be­
dingungen nicht zu befürchten, daß da­
durch das Anhalten der Expansion ge­
fährdet wird . . .  Lohnerhöhungen ge­
wissen Umfangs sind konjuhktur- 
politisdi heute vor allem  deshalb 
ohne Gefahr, weil durch die anhal­
tende Steigerung der Produktivität 
und durch die Investitionen, die  ̂ge­
genwärtig vorgenommenwerden, das 
Güterangebot a u f dem Binnenmarkt 
wächst, die Nachfrage aber mit diesem 
Angebot Schritt halten muß. Soweit sich 
die Nachfrage nicht durch Einkommens­
schöpfungen erweitert, die außerhalb des 
Bereiches der von der Lohnpolitik be­
troffenen Einkommen liegen, kann der 
Ausgleidi nur durdi Lohnerhöhungen er­
folgen . . . Das reibungslose Zusam­
menspiel von Produktivitätssteige­
rung, allgem einer Lohnerhöhung 
und wirtschaftlichem ' Wachstum 
würde nur dann gestört werden, 
wenn die Lohnerhöhungen stoß­
artig  ein Ausmaß annähmen, das 
die Rentabilität der Unternehmun­
gen und damit die Investitions­
bereitschaft der W irtschaft generell 
beeinträchtigte."

Optimale Lohnsteigerung?
Die Analyse der Institute schließt 

mit der Feststellung, daß die 
Schwierigkeit der Lohndiskussion 
in konkreten Fällen vor allem darin 
bestehe, „daß im  e i n z e l n e n  
keine Kriterien dafür zur V erfü­
gung stehen, welches Maß der Lohn­
steigerung als optimal im Sinne des 
gesamten! volkswirtschaftlichen 
W achstumprozesses angesehen w er­
den kann. Aus der Steigerung der 
Arbeitsleistung im  e i n z e l n e n  
Wirtschaftszweig läßt sich ein sol­
cher Maßstab nicht ab leiten .“

Die Quintessenz der jüngsten 
Stellungnahme der wirtschafts­
wissenschaftlichen Forschungsinsti­
tute zumLohnproblem,dieangesichts 
der neuerdings in Gang gekomme­
nen Lohnbewegung an A ktualität 
noch gewonnen hat, besteht offen­
sichtlich darin, daß die Institute be­
fürchten, das relative Zurückblei­
ben der S teigerung, der Konsu­
menteneinkommen im Vergleich zu 
der durch besonders lebhafte In­
vestitionstätigkeit bewirkten Aus­
weitung der Produktionskapazi­

täten  könnte schließlich zu einem 
Rückgang der Kapazitätsausnutzung 
und damit auch der den Motor für 
die gesamte Konjunkturentwick­
lung darstellenden Investitions­
tätigkeit selbst führen. Um dieser 
Gefahr vorzubeugen, befürworten 
sie die zur W iederherstellung des 
Gleichgewichts zwischen der Kon­
sumentennachfrage und der Inve­
stitionstätigkeit erforderliche Stär­
kung der Kaufkraft der breiten Ver­
braucherschichten auch auf dem 
W ege der entsprechenden Lohn­
erhöhungen. Gleichzeitig zeigen sie 
aber auch — wieder unter dem Ge­
sichtspunkt der Sicherung einer un­
gestörten, stetigen Konjunktur­

entwicklung — die Grenzen auf, 
die dabei im Interesse des Ganzen 
nicht überschritten werden sollten, 
indem sie feststellen, daß die Lohn­
steigerungen die Rentabilität der 
Unternehmen nicht generell beein­
trächtigen, d. h. nicht über das Maß 
der durch Modernisierungs- und 
Rationalisierungsmaßnahmen be­
w irkten Produktivitätssteigerungen 
hinausgehen dürfen; sonst würden 
sowohl die Investitionsbereitschaft 
der W irtschaft als auch ihre Export­
möglichkeiten beeinträchtigt, d. h. 
die beiden Faktoren, die für den ge­
genwärtigen konjunkturellen Auf­
schwung der westdeutschen W irt­
schaft ausschlaggebend sind. (G-f)

E in  B e o b a ch te r  d e r  W ir tsd ia fts -  u n d  S o z ia ls ta tis t ik  i

Die gesamtwirtsdiaftlidie Entwicklung ist maßgebend 
für die Lohnpolitik!

I n  der Diskussion um die Berech­
tigung oder Nichtberechtigung von 
Lohnforderungen sind eine Reihe 
von Gesichtspunkten aufgezeigt 
worden, die für die Beantwortung 
der Frage nach eventuellen Lohn­
erhöhungen von Bedeutung sind.

Verbessertes Reallohnniveau
Um mit der Preisseite zu begin­

nen, so zeigt sich für die letzten 
2*/2 Jahre eine erfreuliche Entwick­
lung, die das bisherige Reallohn- 
niveau nicht nur aufrechterhalten, 
sondern sogar etwas verbessern 
konnte. Seit Beginn des Jahres 1952 
sind vor allem im Industrie­
gütersektor anhaltende tendenzielle 
Preissenkungen zu beobachten, die 
bei den industriellen Erzeuger­
preisen eine Senkung um durch­
schnittlich 6«/o brachten. Die Ein­
zelhandelspreise gingen in  dieser 
Zeit sogar um durchschnittlich 8 Vo 
zurück. Der für die Beurteilung der 
Kaufkraftentwicklung der Nominal­
löhne am ehesten in Frage kom­
mende Preisindex für die Lebens­
haltung ist von Anfang 1952 bis 
M itte dieses Jahres zwar nur um 
3—4"/o zurückgegangen. Die Preis­
senkungen wären aber auch hier

deutlicher zum Ausdruck gekom­
men, wenn nicht gleichzeitig Preis­
erhöhungen in den vorwiegend 
öffentlich bestimmten Bereichen 
(Verkehr, Beleuchtung, Mieten) 
aufgetreten wären. Insgesamt zeigt 
die Gegenüberstellung der Lebens­
haltungspreise und der Stunden­
verdienste in der Industrie seit 
1950 folgende Indexentwicklung;

Jah res­
dur chsdinitt

P reisin d ex  
für d ie  

L ebenshaltung

Stundenver­
d ienste in der 

Industrie

1950
1951
1952
1953

100
108
110
108

100
115
123
129

Arbeitnehmeranteil 
am Sozialprodukt

Die Tatsache, daß von 1950 bis 
1953 die Reallöhne der Industrie­
arbeiter um rund 20 “/ff gestiegen 
sind, ist gleichzeitig Teil einer 
zweiten, für den Arbeitnehmer 
ebenfalls vorteilhaften Entwick­
lungslinie: Der Anteil der Arbeiter 
am Wachstum des Sozialprodukts 
ist nicht zurückgeblieben. Diese 
Feststellung läßt sich durch drei 
Zahlenreihen veranschaulichen: 
a) durch einen Vergleich der Re­
allöhne mit der Produktivität,

Jahr

R eallohn
je

B esd iä ftig ten

Produktions­
ergeb nis je  

B esd iäftig ten

B ruttoeinkom m en  
aus unselb stän d iger  

A rb eit
V o lk s­

einkom m en Lohnquote i)

(Industrie) (G esam tw irtsdiaft)

1949 100 100 lOO 100 62,7
1950 119 117 109 113 60,8
1951 125 128 133 142 58,7
1952 132 134 149 155 60,3
1953 141 141 165 163 63,5

Bruttoeinkom m en aus u nselb stän d iger A rb eit in  "/o d es V olkseinkom m ens.
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l>) durdx den Vergleidi der Lohn- 
entw idslung einerseits, der Ent­
widclung des Sozialprodukts an ­
dererseits,
c) durdi den Anteil der Löhne am 
Sozialprodukt: die Lohnquote.

Die vorstehende, aus den offi­
ziellen am tlidien Zahlen des Sta­
tis tisd ien  Bundesamtes zusammen­
gestellte  Tabelle zeigt, daß der 
V erlauf dieser Kurven in den letz­
ten  Jah ren  sidi eher zugunsten als 
zu ungunsten der -Arbeitnehmer 
ausw irkte . Zwar zeidinete sidi 
von  1949 bis 1951 ein Rüdigang^ 
des Arbeitnehm eranteils ab (ein 
Zeidien des mit dem Korea- 
Boom eingetretenen Konjunktur- 
aufsdiw ungs). Die Löhne haben je ­
dodi seit Frühjahr 1951 ununter- 
brodien  aufgeholt und haben im 
Jah re  1953 die hödiste Quote der 
N adikriegszeit erreidit. Audi liegt 
d ieser A nteil der Löhne am So­
zialprodukt keineswegs niedriger 
als in der Vorkriegszeit. W ie die 
sehr w ertvolle Untersudiung von 
J. H. M ü lle r ') zeigt, sdiwankte der 
A nteil der Löhne und Gehälter am 
Sozialprodukt der Vorkriegszeit 
(von den Jahren der W eltwirt- 
sd iaftk rise  abgesehen) nur gering­
fügig um  den Satz von 60 “/o.

A usw irkung von Lohnforderungen
N un w ird allerdings die Frage 

gestellt, ob es nidit möglidi oder 
gar zwedimäßig sei, diesen Anteil 
m it allen  lohnpolitisdien Drudc- 
m itteln  weiterhin zugunsten der 
A rbeitnehm er zu versdiieben. In 
diesem  Zusammenhang sind die 
w issensdiaftlidi-statistisdien Beob- 
aditungen, die in den letzten Jahr-
>) „ N iv e llieru n g  und D ifferenzierung der 
A rb eitse in k om m en  in D eutsd iland  s e it  1925", 
D uncker & Hum blot, Berlin, S. 27 ff.

zehnten in zahlreidien Volkswirt- 
sdiaften gem adit werden konnten, 
wiederum von besonderem Inter­
esse. Diese langfristigen Beobadi- 
tungen — vor allem aus den USA — 
zeigen, daß eine A rt innerer Ge­
setzmäßigkeit besteht, die bewirkt, 
daß der Anteil der Löhne am So­
zialprodukt real nur auf lange Sidit, 
d. h. über Jahrzehnte hinweg ge­
ringfügig geändert werden kann. 
Jeder Versudi, diesen Anteil von 
der Lohnseite her durdi entspre­
diende Lohnforderungen zu er­
höhen, führte bisher nur zu einer 
parallelen Zunahme der Preise und 
Gewinne oder aber zu einer V er­
änderung der Besdiäftigung, so 
daß im Ergebnis nur die ursprüng- 
lidien Anteilsverhältnisse wieder­
hergestellt wurden. Und je  stärker 
der lohnpolitisdie Eingriff war, 
desto größer w ar die Störung des 
w irtsdiaftlidien Gleidigewidits mit 
Aus'sdilägen entweder der Preise 
oder der Besdiäftigung.

Es ist sid ierlid i aud i kein Zu­
fall, wenn aus den am erikanisdien 
Untersudiungen ferner hervorgeht, 
daß der Anteil der Löhne am  So­
zialprodukt oft gerade dann relativ 
zurüdcging, wenn m aditvolle Ge­
werksdiaften durdi übersteigerte 
Lohnforderungen diesen Anteil zu 
erhöhen suditen. Diese Feststellung 
steht durdiaus nidit im W ider- 
sprudi mit unseren deutsdien Er­
fahrungen. Die hohen Lohnforde­
rungen der Jahre 1950/51 führten 
im Ergebnis nur zu einem Rüdc- 
gang der Lohnquote von 63 auf 
59 “/o. Demgegenüber ist 1953, im 
Jahre der geringsten lohnpoliti­
sdien A ktivität der Gewerksdiaften, 
der reale A nteil der Löhne am So­

zialprodukt stärker gestiegen als 
in jedem anderen Jahr zuvor.

Lohnpolitik 
im Rahmen der Gesamtwirtschaft

Selbstverständlidi wird und muß 
sidi mit steigendem Sozialprodukt 
aud i der Reallohn erhöhen. R e a 1 - 
lohnerhöhungen sind aber nidit das 
gleidve wie N o m i n a l  lohnerhöhun­
gen. In Zeiten der Mengen­
konjunktur können die Reallöhne 
auf dem W ege über Preissenkungen 
um so sdineller und wirksamer ge­
hoben werden, je  vorsiditiger man 
die Nominallohnentwidslung dem 
allgem einen w irtsdiaftlidien W adis- 
tum anpaßt.

Die vorstehenden Überlegungen 
zeigen, daß eine gute Lohnpolitik 
nur in einer gesam twirtsdiaftlidien 
Betraditung betrieben werden kann. 
Es wäre daher aud i hödist bedenk- 
lidi, w ollte man die allgemeine 
Lohnpolitik auf einzelbetrieblidie 
Erfolgsredinungen basieren. Für 
die A usriditung der Lohnpolitik ist 
nidit entsdieidend, was sidi im be- 
triebswirtsdiaftlidien Bereidi in 
diesen oder jenen Einzelfällen kal- 
kulatorisdi verkraften läßt.

Das soll nidit heißen, daß nidit 
audi die zeitweilig gute Ertrags­
lage einzelner Unternehmungen 
einen materiellen Niedersdilag im 
Einkommen aller M itarbeiter fin­
den sollte. Den sinnvollen Rahmen 
für diese A rt Beteiligung dürfte 
jedodi die einzelbetrieblidie Lohn- 
und Sozialpolitik abgeben.

W enn nun absdiließend Aus- 
sdiau gehalten werden soll nadi 
jenen Normen, nadi denen sidi 
unter volksw irtsdiaftlidien Aspek­
ten eine sinnvolle Behandlung des 
Lohnproblems ausrid iten  soll, so

NEW  YORK, BOSTON, PHILADELPHIA 
B AL T IM O R E  und H A M P T O N  R O A D S

4  m o P A

von HAMBURG, BREMEN und BREMERHAVEN
WEITERE DIENSTE V O N  ROTTERDAM, AMSTERDAM, ANTWERPEN, FRANZÖSISCHEN UND ENGLISCHEN HÄFEN

ITn i t e d  S v y \ T E S  L i n e s
HAM BURG , BALLIN DAM M I.TELEF . 321671 /  BREMEN, MARTINISTRASSE 34, TELEF. 21561 /  BREMERHAVEN, COLUMBUS KAJE, TELEF. 69 Si
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kann man hier zunädist darauf auf­
merksam madien, daß eine soldie 
Steuerung durdi volkswirtsdiaft- 
lidie Normen sidi keinesfalls nadi 
Art eines Automatismus vollziehen 
kann. Eine absolute Indexsteuerung 
der Lohnpolitik, sei es mit Hilfe 
von Preis- oder Produktivitätsindi­
ces, legt den vielfältigen volks- 
w irtsdiaftlidien Zusammenhängen 
stets eine einseitige Zwangsjadje 
an, die von der Dynamik des 
W irtsdiaftslebens früher oder spä­
te r und nidit ohne sdimerzhafte 
Begleitersdieinungen gesprengt 
wird. Man kann daher nur allge­
mein sagen, daß zwar die Lohnent- 
w idilung sidi in die Steigerung der 
w irtsdiaftlidien Produktivität ein­
zuordnen habe. Im einzelnen muß 
man aber stets audi die jeweilige 
w irtsdiaftlidie Gesamtsituation im 
Auge behalten. Hierzu gehört das 
jeweilige „konjunkturelle Klima", 
auf dessen Bedeutung im Rahmen 
der Lohnpolitik insbesondere das

A u s  K re is en  d e r  In d u s tr ie :

Deutsdie Institut für W irtsdiafts- 
forsdiung in Berlin aufmerksam ge­
m adit hat. Hierzu gehört ferner der 
jeweilige Besdiäftigungsstand, nidit 
zuletzt das Ausmaß an  struktureller 
Arbeitslosigkeit, die nur dann all- 
m ählidi abgebaut w erden kann, 
wenn aud i von der Lohnseite her 
die Bereitstellung der erforder- 
lidien Investitionsm ittel zur Sdiaf- 
fung von Arbeitsplätzen unterstützt 
wird. Hierzu gehört nidit zuletzt 
die gesam te Export- und Außen­
handelssituation, von der Besdiäfti- 
gungsvolumen und Lebensstandard 
der gesamten Bevölkerung ent- 
sdieidend beeinflußt werden, die 
aber wiederum in enger Abhängig­
keit von der Lohnentwidclung eines 
Landes und der aller übrigen Län­
der steht. Die quantitative Unter- 
sudiung all dieser Zusammenhänge 
wäre eine dankbare Aufgabe bei­
spielsweise für die kürzlidi vorge- 
sdilagene gemeinsame Studienkom­
mission der Sozialpartner. (S-r)

,Konjunkturpolitisdier Überm ut“
A n  erster Stelle dürfte wohl kon- 
junkturpolitisdier Übermut die 
Lohnbewegung des Sommers 1954 
ausgelöst haben. Die im März ein­
setzende starke Besdiäftigungswelle 
hat m ehr als in den V orjahren aus 
dem seit der W ährungreform sidit- 
bar gebliebenen Block an struk­
tureller Arbeitslosigkeit heraus- 
gebrodien. Das Auftragsvolumen 
verheißt einiges an  Stabilität der 
Gesamtbesdiäftigung. Somit konnte 
ein lohnpolitisdier Unruheherd 
ohne allzu großes Risiko gesdiaf- 
fen werden, zumal er den Gewerk­
sdiaften wegen der M itglieder­
werbung und ihren Chefs im W ett­
bewerb um die Führung gut ins 
Konzept paßte. Da man auf der 
Unternehmerseite, von der w eit­
hin eine betrieblidie und daher 
diskrete Ergänzung der Lohntarife 
vorgezogen wird, in  den Tarifen 
nicht auf das Äußerstmöglidie fest­
gelegt sein mödite, bestand zudem 
Spielraum für neue Tarife. Es kam 
nodi eine volksw irtsdiaftlidie 
Gunst des Augenblidts hinzu: an 
den M ärkten der Binnenwirtsdiaft 
durfte keine N adifragelüdie ent­
stehen, als sidi der konjunkturelle 
Akzent wieder einmal zur Investi­
tionsgüterseite hin verlagerte. V er­

sdiiedene Stellen der W irtsdiafts- 
w issensdiaft hatten das vor den 
Lohnkämpfen deutlidiunterstridien. 
So kam es zur Auslösung der ex­
pansiven Lohnpolitik einiger Ge­
werksdiaften, nadidem  diese 
Agartzsdie Formel vorher m onate­
lang nur akadem isdi behandelt 
worden war.

Entwicklung 
der Lebenshaltungskosten

Von den Lebenshaltungskosten 
her war kein statistisd i nadiweis- 
barer Anlaß zu einer Lohnwelle 
gegeben; denn diese Kosten waren 
seit der letzten größeren Lohnwelle 
im Jahre 1951 leidit zurüdigegan- 
gen. In der neuesten Zeit sind zwar 
einige politisdie Preise angehoben 
worden — am auffälligsten im 
V erkehrssektor und beim Haus­
brand; aber das w aren eigent- 
lidi Aktionen des Gleidiziehens 
mit dem allgem einen Preisstand 
gewesen, den die Lohnwelle von 
1951 sdion akzeptiert hatte. Viele 
von der W irtsdiaft aufgebradite 
Konsumgüter waren seit der letz­
ten großen Lohnwelle m erklidi bil­
liger geworden, so daß sidi die 
Reallöhne aud i ohne Tarifunruhe 
verbessert hatten. Beispielsweise

hatte der Index der Bedarfsgruppe 
H ausrat von 113 im Herbst 1951 
auf 102 im Sommer 1954 nadige- 
geben, der Bedarfsgruppe Beklei­
dung von 110 auf 97 (Preisstand 
1950 =  100), und diese Zahlen 
lassen sidi von jederm ann bei ei­
nem Kassazettelvergleidi nadiprü- 
fen. In den Preisen der meisten 
Konsumgüter, seien sie agrarisdier 
oder industrieller Herkunft, steckt 
sowieso nadi drei Jahren des Käu­
fermarktes keine besonders hohe 
Gewinnmarge mehr. Es sei denn, 
man stelle sidi auf den kurzsidi- 
tigen Standpunkt, daß Investitionen 
in diesen W irtsdiaftsbereidien nidit 
m ehr erw irtsdiaftet zu werden 
braudien, weil man das bequemer, 
weil getarnter, m ittels staatlidi ge­
leiteter Zwangssparprozesse erle­
digen kann.

Die Situation  
der Konsumgüterindustrie

Sidierlidi gibt es Ausnahmen 
von dieser allgem einen These, 
d. h. hier und da Konsumgüter­
preise, die durdi eine Steigerung 
der Tariflöhne um 3 bis 8“/i> nidit 
zu eng werden und dem Hersteller 
eine attrak tive Investitions- und 
Gewinnmarge belassen. Aber wie 
jeder Einblidc in  die Insolvenz­
listen und Kurszettel lehrt, muß 
sidi die Masse der konsumnahen 
Betriebe sdiwer plagen, um in der 
Gewinnzone zu bleiben. Das ist 
nicht absonderlidi, da weithin nodi 
m äditige Ent- und Umschuldungs­
vorgänge aus den Wiederaufbau­
jahren bei großer Steuerlast ab­
zuwickeln sind.

Auf die Hoffnung, daß ein Mehr 
an  Löhnen insgesamt kostendegres­
sive Tendenzen in der Konsum- 
güterw irtsdiaft auslösen werde, 
darf angesidits der beaditlidien 
unausgenutzten Kapazitäten in vie­
len Sparten ein Quentdien Ver­
trauen gesetzt werden. Aber all­
zuviel darf man hier nidit erwar­
ten. W ohin wird das Mehr an 
Löhnen nämlich strömen? Da es 
durdiweg nicht den Sdiichten zu­
gute kommt, deren Lebenshaltung 
nadi wie vor sehr eingeengt ist, 
sondern vorwiegend von den gut 
organisierten Gruppen, die auf der 
Lohnleiter ziemlidi hoch stehen, 
aufgenommen wird, ist nur mit 
einer Belebung von Teilmärkten, 
w ahrsdieinlidi denen der geho-

4 8 8 1 9 5 4 /IX



benen G ebraudisgüter zu rechnen. 
V on d en en  kann man aber hidit 
a llgem ein  sagen, daß sie aus kosten­
d eg ressiven  Produktionen aufge­
füllt w erden.

Die Situation  
d er  Exportindustrie

Die Erörterung über die dies­
jäh rige  Lohnbewegung allein auf 
die Binnenwirtsdiaft abstellen, 
heiJ3t a b e r  an einer entscheiden­
den Komponente vorbeisehen; denn 
d ie w estdeutsdie Sonderkonjunk­
tu r  is t in  hohem G rade abhängig 
vom  gu ten  Gedeihen des Exports, 
und der ist in den erzielbaren Prei­
sen  w ahrhaftig nidit auf Rosen ge­
bettet. Sonst müßte man ihm nidit 
m it steuerlichen Vergünstigungen 
nadihelfen , die aus unser aller 
T asd ien  genommen werden. Audi 
b rau d ite  man sidi sonst nidit die 
G efährdung der W ährung zu lei­
sten, d ie  im innerdeutsdien Geld­
um lauf von  der Freigabe uneinge- 
b ra d ite r  EZU- und Swingsdiulden 
der Im portländer ausgeht. Womit 
kann  die Exportwirtsdiaft denn zur 
Zeit um  Aufträge werben? In Tech­
nik, Form  und Q ualität liegt sie 
allgem ein  gewiß nicht w eit vor 
ih re r Konkurrenz. Soll sie w eiter 
m it verlängerten Zahlungszielen 
operieren, d. h. mit nodi mehr 
w ährungspolitisdiem  Risiko? Davor 
behü te m an uns! Bislang konnten 
die Produzenten von Exportgütern 
a u f  exak t zuzusidiemde, relativ 
kurze  Liefertermine hinweisen. Dem 
schiebt die Industriegewerksdiaft 
M etall je tzt mit ihren gezielten 
S treikaktionen einen Riegel vor. 
Der M etallsektor muß sid i aber 
die A ufträge für mehr als ein  Drit­
te l se iner Produktion im Ausland 
sudien, und er hat es m it vielen 
gu tsitu ierten  Konkurrrenten zu tun, 
d ie  überwiegend keine Remontagen 
finanzieren  müssen. W ird aber 
das Expansionsklima, das der gan­
zen  W irtsdiaft über 6 Jahre hin­
w eg erhalten  werden konnte, hier 
und je tz t verdorben, dann bleiben 
die Ausw irkungen der Tariflohn­
erhöhung auf dem Papier oder in 
den  Tascben der sdim alen Sdiidit, 
d ie  e in e n  Rücksdilag nidit in  vor­
d erste r Linie aushalten muß.

Verschärfte Auseinandersetzungen
Nach d e r  friedlidien Beilegung 

des südw estdeutsdien Konflikts 
im  M etallbereidi schien sidi der

Arbeitsfrieden aud i im Sommer 
1954 erhalten zu lassen. Erst der 
„Stoßtrupp Kummernuß“, die jeder 
Rücksicht auf Kalkulation und Ex­
port enthobene Gewerksdiaft ÖTV 
mußte die rauhere Kampfmethode 
bestimmen, wobei sie sidi für den 
Konflikt den Arbeitgeber-Außen­
seiter Hamburg aussudite und so­
m it gleichzeitig der Ausmünzung 
der letzten Bürgersdiaftswahlen 
Sdiranken setzen konnte. Seither 
haben die Auseinandersetzungen

eine sdiärfere Note. Das ist eine 
gewohnteBegleitersdieinung altern­
der Hochkonjunkturen. Soldie Zeit­
punkte eignen sidi nicht, an  eine 
Reform der Lohnfindung heranzu­
gehen. Dazu muß man Zeiten ohne 
Siegesrausch in diesem oder jenem 
Lager abwarten. Dann allerdings 
kann aus dem Vorsdilag, einen 
obersten lohnpolitisdien V ertrau­
ensrat zu schaffen, ein Ausweg aus 
einer agitatorisch verfahrenen Lage 
erwachsen. (W. H.)

Einige andere zu dem vorangegangenen Gespräch erbetene Stellung­
nahmen, die zur Abrundung des Gesamtbildes erforderlich sind, 
lagen bei Redaktionsschluß noch nicht vor. Wir werden deshalb das 
Gespräch im nädisten Heft fortsetzen.

Reisende in Plänen
TT s ist erstaunlidi, weldie Fülle von „Alternativ"-Lösungen plötzlidi 

jetzt nach dem Sdieitem  der EVG auftauchen. Und damit wird das 
W ort „Alternative" gleichsam ad absurdum geführt. Es scheint eben 
doch m ehr als zwei Möglichkeiten zu geben, um die europäisdien Pro­
bleme einer Lösung zuzuführen. Zweifellos w äre die EVG e i n e  Konzep­
tion gewesen, um eines der dringendsten Teilprobleme, nämlich das der 
Verteidigung, zu meistern. H ätte sie aber w irklidi das europäische Ge­
samtanliegen einer politisdien und wirtschaftlichen Integration ihrem 
Ziele näher gebracht? H ätte sie — zumal bei den sdiweren innen- und 
außenpolitischen Hypotheken, die sie belastet hätten — sid i nidit 
allzu leicht ebenso w ie die Montanunion zu einem Hemmschuh fort­
schreitender Integrierung entwickeln können? Zumindest hätte uns bei 
einer gewissenhaften Beobachtung der französisdien Situation das Sdiick- 
sal der EVG nicht zu überraschen braudien. V ielleidit sollte man Mendes- 
France dankbar sein, daß er mit der von ihm vorangetriebenen Entschei­
dung die Phantasie der Diplomaten zur Suche nadi d e r  „A lternativ“-Lösung 
angeregt hat, statt mit weiteren Verschleppungsmanövern eine w irk­
same Verteidigung Europas überhaupt in Frage zu stellen.

Bei der Vielzahl der Pläne, d ie  jetzt angeboten werden, ganz gleich ob 
sie die Lösung der europäisdien Probleme im Sdioße der NATO, im 
Brüsseler Pakt oder in einer neuen Monroe-Doktrin sehen, sollten wir 
eifersüditig darüber wachen, daß unser Hauptanliegen, näm lidi das der 
W iedervereinigung, dadurch nidit gefährdet wird. Gerade in dieser Hin­
sicht scheint der Kennan-PIan neue Perspektiven zu eröffnen, weil er 
nicht auf einem der üblidien Paktsysteme fußt, die in jeder Formulierung 
immer um stritten sein werden und deren effektive W irksam keit stets 
fraglich ist. Bs besteht je tzt die große Chance, die neuen Europapläne 
mit einer Außenpolitik der Bundesregierung in Einklang zu bringen, die 
sowohl von der Regierungskoalition wie von der Opposition getragen 
werden kann. Man muß sid i nur darüber im klaren sein, daß eine 
Politik der Stärke wohl von den w estlidien Alliierten, nidit aber von 
uns getrieben werden kann, und daß die sowjetische M entalität wenig 
Aussicht bietet, um in perm anenten Vierer-Besprediungen die mit dem 
Europaproblem so eng zusammenhängende Deutschlandfrage auch nur 
einen Sdiritt voranzutreiben. Die Verleihung der Souveränität an die Bun­
desrepublik mag ein ganz schöner Erfolg der w estdeutsdien Außenpolitik 
sein, w ir wollen aber nicht vergessen, daß w ir von einer vollen Sou­
veränität erst nadi einer vollzogenen W iedervereinigung sprechen kön­
nen. W ir müssen also die neuen Europapläne auch daraufhin prüfen, ob 
sie einer gesamtdeutschen Außenpolitik gegenüber standhalten könnten.

W enn w ir einen Rückblidc über die diplom atisdien Verhandlungen 
zwischen W est imd Ost in den vergangenen Jahren halten, so mag wohl 
der etwas billige Eindruck entstehen, daß der Kreml leichte Siege er­
rungen hat. Ist dieser Eindrude nicht dadurch entstanden, daß manche 
durdiaus nicht entscheidende Position, die zur rechten Zeit einen echten 
diplomatischen Preis dargestellt hätte, zäh verteidigt worden ist, um 
sie schließlich doch nodi aufzugeben zu einer Zeit, als ihr Preis wertlos 
geworden war? (sk)
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